
Live Digitalk Teilnehmende:
• Daniel Böhm,
Redaktor Ausland, Beirut
• Rewert Hoffer,
Redaktor Ausland, Tel Aviv

Moderation:
Jonas Roth,
Redaktor Ausland

Donnerstag,
10. Oktober 2024
12.00–13.30 Uhr

Das Hamas-Massaker und
die Folgen: Analyse der NZZ-
Nahostkorrespondenten

Online Ein düsterer Jahrestag: Am 7. Oktober 2023 überfielen
Hamas-Terroristen Israel, töteten 1200 Israeli und verschleppten
mehr als 250 in den Gazastreifen. Unsere Korrespondenten
Rewert Hoffer, mit Sitz in Tel Aviv, und Daniel Böhm, Beirut,
schildern, was sie seit dem Überfall vor Ort erleben, und
sprechen über die Herausforderungen der journalistischen
Arbeit im Krieg. Sie analysieren das Geschehene und geben
persönliche Einblicke in die Lage vor Ort.

Tickets und
Informationen:
nzz.ch/live
+41 44 258 13 81
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Einladung zur öffentlichen Veranstaltung

«Erfolgsrezept Schweiz:
Stark ohne EU-Unterwerfung»

Wann: Dienstag, 29. Oktober 2024
19.00 Uhr (Türöffnung 18.00 Uhr)

Wo: Casino, Bern, Casinoplatz 1, 3011 Bern

Eintritt frei. Kollekte beim Ausgang

Programm
19.00 Uhr Begrüssung durch den Präsidenten Pro Schweiz, Stephan Rietiker

19.05 Uhr Einführungsreferat
Beat Kappeler, Ökonom, Publizist und Buchautor

19.20 Uhr Podiumsdiskussion

Gesprächsleitung:
Reto Brennwald, TV-Journalist, Filmemacher und Kommunikationstrainer

20.20 Uhr Fragerunde mit Publikum
Moderation durch Reto Brennwald

20.35 Uhr «Gessler 2.0»: Um was geht es?
Adrian Amstutz, alt Nationalrat und alt Ständerat

20.40 Uhr Schlusswort Stephan Rietiker

20.45 Uhr Apéro

Ab HB Bern aus erreichen Sie das Casino zu Fuss in zehn Minuten. Die nächstgelegene Halte-
stelle des öffentlichen Verkehrs ist «Zytglogge» und kann durch die Tramnummern 6, 7, 8 und 9
sowie den Busnummern 10, 12 und 19 erreicht werden.

Franz
Grüter
Nationalrat,
Unternehmer

Beat
Kappeler
Ökonom

Hans-Ueli
Lehmann
Unternehmer

Katja Riem
Nationalrätin,
Winzerin,
Landwirtin und
Agronomin

Stephan
Rietiker
Arzt,
Unternehmer,
Präsident
Pro Schweiz

Veranstalter:

Anmeldung erwünscht
per Mail info@proschweiz.ch
oder Telefon 031 356 27 27

Reisen Mailand – Riccardo Muti,
die Wiener Philharmoniker und die Scala

Buchung und Information:
+41 91 756 69 89
reisen@nzz.ch, reisen.nzz.ch

Reisepartner:
Mondial Tours

Datum:
24. bis 26.Februar 2025

Teilnehmer/innen:
max. 25 Personen,
Reisedurchführung garantiert

Preis: Fr. 1950.– (EZ-Zuschlag
Fr. 300.–) Ermässigung bei
Eigenanreise Fr. 200.–

Mailand vereint Kunst, Architektur, Geschichte und internationales Flair wie kaum eine andere
Stadt. Dabei ist die lombardische Regionshauptstadt nicht nur ein internationaler Finanzplatz,
sondern auch die führende Medien- und Modemetropole Italiens. Neben eleganten Boutiquen
begeistert Mailand mit seinen berühmten Sehenswürdigkeiten wie dem fünfschiffigen Dom
oder dem imposanten Castello Sforzesco. Erleben Sie die Melodie dieser Stadt und geniessen
Sie als Höhepunkt zwei Meisterwerke der Klassik, dargeboten von den berühmten Wiener Phil-
harmonikern in der Scala.

Das Zewo-Gütesiegel steht für geprüfte Hilfswerke.

S
P
IN

A
S
C
IV
IL

V
O
IC
E
S

Ihre Spende
in guten Händen.

Hilfswerke finden:

Dienstag, 8. Oktober 20246 Neue Zürcher Zeitung
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Langzeitgymnasien unter Beschuss
In den Kantonen Zürich und Luzern steht die Abschaffung des sechsjährigen Gymnasiums zur Diskussion

ERICH ASCHWANDEN

Es hat eine Weile gedauert, bis der
Sprengsatz gezündet hat. Im Frühjahr
dieses Jahres lancierten die Schwei-
zer Schulleiter eine Diskussion, welche
die Emotionen hochkochen lässt. «Die
Selektion in der sechsten Klasse muss
abgeschafft werden», erklärte der Prä-
sident des Verbandes Schulleiterinnen
und Schulleiter Schweiz (VSLCH),Tho-
mas Minder, in der «NZZ am Sonntag».
Spätestens in der 5. Klasse, wenn die
Gymiprüfung ansteht, steige der Druck
auf die Kinder enorm. Der Stress bei
Schülern, aber auch ihren Eltern und
Lehrpersonen sei enorm, so Minder.

Mit dieser Haltung vertritt er die
Mehrheit der Schulleitungen aus der gan-
zen Schweiz,wie eineUmfrage unter den
Mitgliedern des VSLCH ergeben hat.
55 Prozent der Schulleitungen sind dem-
nach dafür, dass alle Kinder vom Kin-
dergarten bis zum Ende der Oberstufe
zusammenbleiben. Nun hat die Alterna-
tive Liste (AL) des Kantons Zürich die-
sen Steilpass aufgenommen und fordert
in einer kürzlich eingereichten Motion
dieAbschaffung des sechsjährigen Lang-
zeitgymnasiums. Derzeit kennen neben
Zürich noch neun weitere Deutsch-
schweizer Kantone dieses Modell.

Weniger Chancengleichheit?

DieAL sieht durch das Langzeitgymna-
sium die Chancengerechtigkeit für die
Schülerinnen und Schüler verletzt. Mit
dem 2023 in Kraft gesetzten Prüfungs-
reglement werde der Übertritt von der
sechsten Primarklasse ins Langzeit-
gymnasium zusätzlich erschwert und
der Druck auf zwölfjährige Kinder noch
steigen. Seit dem letzten Jahr ist beim
Übertritt von der 6. Primarklasse in-
klusive Vornoten ein Durchschnitt von
4,75 nötig. «Unterschiedliche Studien
zeigen, dass die Selektion aus neurolo-
gischer Sicht zu früh und zu einem denk-
bar schlechten Zeitpunkt erfolgt, näm-
lich dann,wenn die Kinder in die Puber-
tät kommen», hält die AL fest.

Diese Selektion führe zu einer Dis-
kriminierung von sozioökonomisch be-
nachteiligten und fremdsprachigen Kin-
dern. Es sei eine Tatsache, dass Kinder
von Eltern, die studiert haben, über-
durchschnittlich oft ins Langzeitgymna-
siumwechseln würden.Notwendig sei je-
doch die Schaffung einer Gesamtschule.

Auch im Kanton Luzern wird derzeit
über die Zukunft des Langzeitgymna-
siums diskutiert. Dort sind es neben
den Schulleitern auchWirtschaftsvertre-
ter, die diesem Modell zunehmend kri-
tisch gegenüberstehen, wie die «Luzer-
ner Zeitung» berichtete. Das Gewerbe
befürchtet, dass das Gymnasium weiter
an Attraktivität gewinnt und durch die
frühe Selektion zunehmend der Nach-
wuchs für die Berufslehre fehlt.

Im Kanton Zug wird das Modell des
Langzeitgymnasiums zwar nicht grund-
sätzlich infrage gestellt, aber hier wächst
die Unzufriedenheit.Nachdem die gym-
nasiale Maturitätsquote in den letzten
Jahren stetig gestiegen ist,wollen der zu-
ständige Regierungsrat Stephan Schleiss
und der kantonale Erziehungsrat neu
eine Gymiprüfung einführen. Bisher
genügten eine gute Vornote und eine
Empfehlung der Lehrperson, um den
Sprung ins Langzeitgymnasium zu schaf-
fen.DerVorschlag ist höchst umstritten.

Viele Zuger befürchten, dass mit die-
sem Prüfungselement «ZürcherVerhält-
nisse» drohen.Dass also nur noch Schü-
ler eine Chance haben, ins Langzeit-
gymnasium zu kommen, wenn sie sich
mit viel Geld undAufwand – sprich:mit
ausserschulischen Lernkursen – für die
Gymiprüfung vorbereiten.

«Zunehmende Belastung»

Ein vehementer Gegner des Langzeit-
gymnasiums ist Filippo Leutenegger. Für
den Vorsteher des Stadtzürcher Schul-
und Sportdepartements läuft das heutige
Langzeitgymi in die falsche Richtung. Er
bezieht Stellung in der zurzeit von der
Alternativen Liste lancierten Diskus-
sion. «Durch den Run aufs Gymnasium
wird die Sekundarschule als Ganzes ge-
schwächt», sagt Leutenegger aufAnfrage
der NZZ. «Für den dualen Bildungsweg
und die Lehrberufe richtet die zuneh-
mende Selektion langfristig Schaden an.»

Aus seiner Sicht ist die zu frühe
Selektion für Kinder, Eltern und Schule
eine zunehmende Belastung. «Die Kin-
der verpassen die Möglichkeit, Schnup-
perlehren in den Betrieben zu absol-
vieren, und schon in der fünften Klasse
fängt für viele Kinder der Stress an», er-
klärt Leutenegger. Am liebsten würde
er das Langzeitgymnasium wie in ande-
ren Kantonen ganz abschaffen und den
Eintritt ins Gymi zeitlich in die Sekun-
darschule verschieben. Sollte dies nicht
möglich sein, würde er das Langzeit-
gymnasium stark reduzieren und den
schulischen Überfliegern vorbehalten.

Filippo Leutenegger ist auch Präsi-
dent der Zürcher FDP, die sich nach-
drücklich hinter die Beibehaltung des
Langzeitgymnasiums stellt. «Ich bin mir
bewusst, dass ich in dieser Frage eine an-
dere Haltung vertrete», sagt der Stadt-
zürcher Schulvorsteher. «Doch es han-
delt sich nicht um eine politische Frage,
sondern eine pädagogische. Das zeigt

mir, dass viele Fachleute meine Ein-
schätzung teilen.» Entscheidend sei,
dass «unser weltweit einmaliges duales
Bildungssystem mit einer Aufwertung
der Sekundarschule künftig gestärkt
und nicht geschwächt» werde.

Sein Parteikollege Marc Bourgeois,
der in der Bildungskommission des Zür-
cher Kantonsrats sitzt, hält gar nichts
von einer Schwächung des Langzeitgy-
mis. «Würde man das Langzeitgymna-
sium abschaffen, würde man den be-
gabten Schülern einen Weg versperren,
der sie ans Ziel bringt. Auf dieses An-
gebot sollten wir nicht verzichten.» Das
Schweizer Schulsystem sei in den letz-
ten Jahren viel durchlässiger geworden.
DieseVielfalt an Möglichkeiten gelte es

zu erhalten. Laut Bourgeois denkt ein
grosser Teil der FDP-Fraktion ähnlich.

Bourgeois hält nichts davon, dass alle
Kinder vomKindergarten bis zumEnde
der Oberstufe in der gleichen Klasse zu-
sammen unterrichtet werden. Dieses
Modell würde nur zu einer Nivellierung
nach unten führen. Bourgeois, der sel-
ber ein Kind in der 5. Klasse hat, wider-
spricht auch dem Argument, dass der
Druck auf dieser Stufe zu gross sei. Der
Druck komme sowieso. «Wenn ein Schü-
ler es in der Sekundarstufe II immer
noch nicht geschafft hat, wird er umso
grösser», ist er überzeugt.

Die Diskussionen um die Langzeit-
gymnasien sind keineswegs neu. Einige
Kantone wie der Thurgau oder Solo-
thurn haben diese Schulform in den ver-
gangenen Jahren denn auch abgeschafft.
Doch dort, wo das Langzeitgymnasium
eine lange Tradition hat, sind die An-
griffe jeweils nach kurzer Zeit wieder
versandet.Dies könnte auch diesmal der
Fall sein. Im Zürcher Kantonsrat haben
ausschliesslich AL-Vertreterinnen und
-Vertreter die Motion unterzeichnet.

Für viele Eltern ist das Langzeitgymnasium immer noch der Königsweg der schulischen Bildung. GORAN BASIC / NZZ

Mit Trump 2.0
droht dem Schweizer Handel Ungemach
Eine Denkfabrik hat untersucht, was eine zweite Präsidentschaft für Bern bedeuten würde

TOBIAS GAFAFER

In Europa hoffen viele, dass Kamala
Harris imNovember dieWahl zur neuen
Präsidentin der USA schafft.Die demo-
kratische Anwärterin liegt gemäss Be-
fragungen leicht vorne. Die Diskussion,
was eineWahl DonaldTrumps bedeuten
würde, ist in den Hintergrund gerückt.
Dabei ist viel Wunschdenken im Spiel,
das Rennen bleibt offen. In einem neuen
Papier hat die aussenpolitische Denk-
fabrik Foraus nun untersucht, was auf
die Schweiz zukommen könnte, wenn
Trump erneut Präsident würde.

Das Bilanzdefizit wächst

Die Autoren und die Autorin rechnen
damit, dass eine zweite Trump-Adminis-
tration besser vorbereitet und schlag-
kräftiger wäre als in der ersten Amtszeit,
ohne berechenbar zu werden. Beson-
ders die Handelspolitik wäre betroffen.
Die Schweiz dürfte von den angedrohten
Zöllen zwar kaum stärker tangiert sein als
andere Länder, doch könnte es zu emp-
findlichenHandelshemmnissen kommen.

Die USA sind nach der EU die
zweitwichtigste Handelspartnerin der

Schweiz: Im Jahr 2023 exportierte sie
für rund 57 Milliarden Franken Waren,
während sich die Importe auf gut 30Mil-
liarden Franken beliefen.Gemäss einem
Bericht des Staatssekretariats für Wirt-
schaft hat der Handelsbilanzüberschuss
gegenüber denUSA im letzten Jahr wei-
ter zugenommen. Die Schweiz gehört
zu den zehn Ländern mit den höchsten
Aussenhandelsbilanzüberschüssen, was
Trump generell nicht mag.

Bern könnte deshalb unter Druck
kommen, die Importe zu erhöhen. Ge-
mäss Foraus stehen namentlich Agrar-
güter weit oben auf der amerikanischen
Prioritätenliste.Dies wäre nicht im Inter-
esse der stark mit Zöllen und Kontingen-
ten abgeschotteten Schweizer Landwirt-
schaft. Will Bern mit Washington über
ein Freihandelsabkommen verhandeln,
dürfte derAgrarbereich aber ein Thema
werden. Ein solcher Vertrag war lange
das Ziel, kam jedoch nicht zustande.

Trumps «America first»-Politik
dürfte sich ebenso in der Sicherheits-
politik auswirken.Der frühere Präsident
hat angetönt, dass er in seiner zweiten
Amtszeit das Engagement für die Nato
verringern würde. Die Schweiz ist zwar
nicht Mitglied des Militärbündnisses,

profitiert aber stark von der westlichen
Sicherheitsarchitektur. Eine Schwä-
chung der Nato wäre deshalb ein An-
lass zur Sorge. Eine geringere Unter-
stützung für die Nato, die Ukraine
und Taiwan würde auch die Sicherheits-
lage der Schweiz gefährden. Trumps
Ideen für die Ukraine könnten Russ-
land und andere Staaten zu neuen Ter-
ritorialkonflikten ermutigen.

Rasche Reaktion erforderlich

Foraus verweist auch auf positive Er-
fahrungen. So hätten sich die bilatera-
len Wirtschaftsbeziehungen in Trumps
erster Amtszeit sehr gut entwickelt.
Zudem habe die Schweiz einen nahezu
beispiellosen Zugang zu den höchsten
Ebenen der amerikanischen Adminis-
tration genossen.

Die erste Amtszeit hat gezeigt, dass
Trump nicht alles umsetzt, was er an-
kündigt. Für die Schweiz ist es jedoch
ratsam, zu antizipieren, was auf sie zu-
kommt – Bern tut sich damit generell
schwer. Gemäss Foraus ist Tempo ge-
fragt. Eine zweite Trump-Administra-
tion könnte die Schweiz zwingen, innert
kürzester Zeit Position zu beziehen.

Wichtig sei deshalb, dass dieVerwaltung
agil sei und die Departemente besser
zusammenarbeiteten.

Als Mitglied des Uno-Sicherheitsrats
zeigt die Schweiz seit dem letzten Jahr,
dass sie wenn nötig auch schnell reagie-
ren kann. Foraus schlägt vor, eine inter-
departementale Task-Force zu bilden.
Diese soll Szenarien diskutieren und
Lösungsansätze entwickeln, mit den be-
troffenen Interessengruppen. Zudem
plädieren die Autoren dafür, sich mit
wichtigen Partnern wie der EU auszu-
tauschen und abzustimmen. Allerdings
schien die letzte Trump-Administration
besonders zu schätzen, dass die Schweiz
nicht Mitglied der EU ist.

Nur am Rande geht Foraus auf die
Folgen einer Wahl von Kamala Har-
ris ein. Eine Regierung der demokrati-
schen Politikerin wäre zwar berechen-
barer und würde konstruktiver mit Ver-
bündeten zusammenarbeiten. Einige
tektonische Verschiebungen der ameri-
kanischen Aussenpolitik erfolgten aber
unabhängig von derWahl. So verhiessen
der allmähliche Rückzug von Europa
und die Stärkung nationaler Sicherheits-
überlegungen in der Aussenwirtschafts-
politik für die Schweiz nichts Gutes.

Sicherheit
der Patienten
gefährdet
Mängel bei Medizinprodukten
in Schweizer Spitälern festgestellt

(sda) · In den Bereichen Qualitäts-
management, Instandhaltung, Aus- und
Weiterbildung des involvierten Perso-
nals sowie bei der Infrastruktur derAuf-
bereitungsabteilungen gebe es Hand-
lungsbedarf, teilte Swissmedic in seinem
Jahresbericht am Montag mit. Bereits
2021 und 2022 seien Mängel beobach-
tet worden. Seither konnte kein Trend
zu einer signifikanten Qualitätsverbes-
serung festgestellt werden, so das Insti-
tut. Es sei unabdingbar, dass die Spitä-
ler Verbesserungsmassnahmen einlei-
ten würden, um den gesetzlichen An-
forderungen zu entsprechen, hiess es
weiter. Um die Patientensicherheit zu
gewährleisten, hat Swissmedic die Über-
wachung und die Zusammenarbeit mit
Fachpersonen zur Verbesserung der
Qualitätssicherung intensiviert. Ge-
meinsam sollen sogenannte «Gute Pra-
xen» erarbeitet werden. Swissmedic
überwacht in den Schweizer Spital-
betrieben im Bereich der Medizinpro-
dukte die Instandhaltung,Aufbereitung
und die Überwachungssysteme zur Er-
fassung schwerwiegender Vorkomm-
nisse. 2023 führte das Heilmittelinstitut
in 25 Spitälern Kontrollen durch.

Das Luzerner Gewerbe
befürchtet, dass
durch die frühe Selektion
zunehmend
der Nachwuchs
für die Berufslehre fehlt.


